
 

Stand: 12-2025 

Merkblatt zur Anwendung der Pauschalierung § 24 UStG ab 01.07.2026 
BMF-Schreiben vom 12.11.2025 zu „Durchschnittssatzbesteuerung nach § 24 Umsatzsteuergesetz“ nach BFH-
Urteil vom 17.08.2023 - V R 3/21 

Verkäufe land- und forstwirtschaftlicher Maschinen ab 01.07.2026 in der Regelbesteuerung 

Bisher galt die Vereinfachungsregelung, dass der Verkauf von land- und forstwirtschaftlichen Maschinen und 
Gerätschaften, welche nahezu ausschließlich im pauschalierenden land- und forstwirtschaftlichen Betrieb eingesetzt 
wurden (> 95 %), der Pauschalierung unterliegen können und damit keine Umsatzsteuer abzuführen ist. Im Zeitpunkt 
des Erwerbs der Maschinen und Gerätschaften gab es aufgrund § 24 Abs. 1 S. 4 UStG keinen (weiteren) 
Vorsteuerabzug.  

Nach o. g. Rechtsprechung unterliegen Umsätze mit Gegenständen des land- und forstwirtschaftlichen 
Unternehmensvermögens (z. B. der Verkauf gebrauchter landwirtschaftlicher/ forstwirtschaftlicher Geräte) ab 
01.07.2026 der Regelbesteuerung (Umsatzsteuerausweis 19 % und Abführungsverpflichtung an das Finanzamt) 

Der Verkauf zum Regelsteuersatz führt im Rahmen des Berichtigungszeitraums zu einer Vorsteuerberichtigung nach 
§ 15a UStG. Da ausschlaggebend der Beginn der erstmaligen Verwendung des Wirtschaftsgutes ist, wird der 5-jährige 
Berichtigungszeitraum oftmals verstrichen sein. 

Beispiel:  

Der pauschalierende Landwirt Max Bauer veräußert am 15.12.2025 seinen 
ausschließlich im landwirtschaftlichen Betrieb gebrauchten Schlepper (10 Jahre 
Nutzung) für brutto 50.000 €. 

Lösung: 
Der Verkauf unterliegt dem Durchschnittssteuersatz nach § 24 Abs. 1 Nr. 3 mit 7,8 %. 
Die enthaltene pauschale Umsatzsteuer über 3.900 € muss zwar in der Rechnung 
gesondert ausgewiesen, aber nicht an das Finanzamt abgeführt werden. 

 

Beispiel - Abwandlung:  

Der pauschalierende Landwirt Max Bauer veräußert am 15.07.2026 seinen 
ausschließlich im landwirtschaftlichen Betrieb gebrauchten Schlepper (10 Jahre 
Nutzung) für brutto 50.000 €. 

Lösung: 
Der Verkauf unterliegt der Regelbesteuerung. In der Bruttopreisabrede sind 19 % 
Umsatzsteuer (7.983 €) enthalten, die der Landwirt in der Umsatzsteuervoranmeldung 
und -jahreserklärung erfassen und an das Finanzamt abführen muss. Der Landwirt kann 
keinen Vorsteuerabzug aus der damaligen Anschaffung der Maschine geltend machen, 
da der fünfjährige Berichtigungszeitraum nach § 15a UStG verstrichen ist. 
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Handlungsempfehlung:  

Pauschalierende Land- und Forstwirte sollten möglichst zeitnah zum Verkauf bestimmte 
Maschinen und Ausrüstungsgegenstände, welche nahezu ausschließlich im land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieb genutzt worden sind, veräußern. Für die Anwendung des 
Umsatzsteuersatzes ist der Zeitpunkt der Lieferung (Veräußerung) entscheidend. 

 

Hinweis:  

Beim Verkauf relativ neuer Maschinen (Anschaffung vor < 5 Jahren) kann es sich lohnen 
sich bereits vor dem 01.07.2026 auf die Anwendung der Neuregelung zu berufen, um 
einen anteiligen Vorsteuerabzug vornehmen zu können. 

 

Kleinunternehmerregelung 

Fällt der Land- oder Forstwirt mit seinem Gesamtumsatz unter die Grenzen des § 19 UStG (Gesamtumsatz Vorjahr 
inkl. Pauschalierungsumsätze < 25.000 € und im laufenden Jahr < 100.000 €), greift anstelle der Regelbesteuerung 
für o.g. Umsätze ab 01.07.2026 automatisch die Kleinunternehmerregelung. In diesem Fall dürfen in Rechnungen 
keine Umsatzsteuerbeträge ausgewiesen werden. 

Hinweis:  

Wird trotz Anwendbarkeit des § 19 UStG Umsatzsteuer irrtümlich gesondert 
ausgewiesen, entsteht eine Steuerschuld kraft Rechnungsstellung nach § 14c Abs. 1 
UStG. Der ausgewiesene Betrag ist dann voll an das Finanzamt abzuführen. Insofern ist 
hier bei der Rechnungsstellung größte Sorgfalt anzuwenden. 

Veräußerung von Feldinventar und stehender Ernte ab 01.07.2026 

Als Feldinventar gilt die „aufgrund einer Feldbestellung auf einer landwirtschaftlichen Nutzfläche vorhandene Kultur 
mit einer Kulturdauer von bis zu einem Jahr“. Eine stehende Ernte ist „der auf einer landwirtschaftlichen Nutzfläche 
vorhandene Bestand an erntereifem Feldinventar“. 

Nach o. g. Rechtsprechung gelten das Feldinventar und die stehende Ernte nicht als landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
da sie noch nicht erntereif sind. Die bloße Lieferung der stehenden Ernte ermögliche es dem Erwerber lediglich, 
landwirtschaftliche Erzeugnisse zu gewinnen. Damit unterlägen ab 01.07.2026 Veräußerungen von Ernte ab Feld / ab 
Wiese der Regelbesteuerung. 

„Ausweg Erntevereinbarung“: Wenn die Veräußerung der stehenden Ernte mit einer Erntevereinbarung (Erwerber 
erntet stehende Ernte selbst) erfolgt, wird das Ernteprodukt im Zeitpunkt der Ernte als erzeugt angesehen. In diesem 
Fall kann es als landwirtschaftliches Erzeugnis gelten und unterliegt beim Veräußerer der Durchschnitts-
satzbesteuerung nach § 24 Abs. 1 S.1 UStG.  

Handlungsempfehlung:  

Es kann aktuell nicht abgeschätzt werden wie diese Voraussetzung der 
Erntevereinbarung von der Finanzverwaltung geprüft und ausgelegt wird (denklogisch 
wird die stehende Ernte wohl immer mit einer Erntevereinbarung veräußert werden). 
Bei einer Veräußerung von stehender Ernte ist es aber zu empfehlen, schriftlich eine 
Erntevereinbarung zu fixieren. Eine solche ist eine vertragliche Regelung, die den 
Zeitpunkt und die Modalitäten der Ernte sowie die Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien festlegt. Die Vereinbarung sollte klar regeln, dass der Käufer die Ernte 
selbst durchführt oder auf seine Rechnung durchführen lässt. 
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Beispiel:  

Der pauschalierende Landwirt Max Bauer veräußert am 15.07.2026 seine stehende 
Gerste an den Schweinemäster Franz Meier. Der Käufer erntet die Flächen selbst ab. 
Eine Erntevereinbarung wurde nicht getroffen. 

Lösung: 
Grundsätzlich ist die stehende Ernte kein landwirtschaftliches Produkt, also unterliegt 
der Verkauf nach dem 01.07.2026 nicht der Pauschalierung nach § 24 UStG. Bei einer 
Bruttopreisabrede wäre die enthaltene Umsatzsteuer (7 % Regelsteuersatz) an das 
Finanzamt abzuführen. 

Abwandlung 1: 

Der pauschalierende Landwirt Max Bauer veräußert am 15.07.2026 seine stehende 
Gerste an den Schweinemäster Franz Meier. Es wird eine Erntevereinbarung 
geschlossen. Der Käufer erntet die Flächen selbst ab.  

Lösung:  
Weil die Veräußerung der stehenden Ernte mit einer Erntevereinbarung erfolgt, wird 
das Ernteprodukt im Zeitpunkt der Ernte als erzeugt angesehen. Der Verkaufsumsatz 
unterliegt der Pauschalierung, es braucht keine Umsatzsteuer an das Finanzamt 
abgeführt werden. 

Abwandlung 2: 

Der pauschalierende Landwirt Max Bauer veräußert am 15.07.2026 seine selbst 
gedroschene Gerste an den Schweinemäster Franz Meier.  

Lösung: 
Bei der Gerste handelt es sich um ein landwirtschaftliches Erzeugnis als Urprodukt, 
welches der Pauschalierung unterliegt. 

 

Hinweis:  

Bitte beachten Sie, dass die land- und forstwirtschaftliche Pauschalierung nach § 24 
UStG zunehmend an Attraktivität verliert und der Durchschnittssteuersatz zum 
01.01.2026 weiter sinken soll; wir empfehlen daher dringend zu prüfen, ob ein Wechsel 
zur Regelbesteuerung für Ihren Betrieb wirtschaftlich vorteilhafter wäre. Sprechen Sie 
hierzu Ihren Sachbearbeiter an. 
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